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Prüfungsordnung der Universität Bremen für die
internationalen Master-Studiengänge

„Communication and Information Technology“
„Information and Automation Engineering“1

Vom 7. Juli 2004

Der Rektor der Universität Bremen hat am 23. Sep-
tember 2004 nach § 110 Abs. 5 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 11. Juli 2003 (Brem.GBl. S. 295) die Prüfungsord-
nung der Universität Bremen für die internationalen
Master-Studiengänge „Communication and Informati-
on Technology“ und „Information and Automation En-
gineering“ in der nachstehenden Fassung genehmigt:
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I.
Allgemeines

§ 1

Zweck der Prüfung

Die Prüfung zum Master of Science bildet einen
weiteren berufsqualifizierenden Abschluss im Studi-
engang „Communication and Information Technology“
(abgekürzt „CIT“) oder im Master-Studiengang „In-
formation and Automation Engineering“ (abgekürzt
„IAE“). Durch die Masterprüfung soll festgestellt wer-
den, ob der Kandidat die für den Übergang in die Be-
rufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse
erworben hat, die Zusammenhänge des Faches
überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche
Methoden und Erkenntnisse anzuwenden.

§ 2

Mastergrad

Auf Grund der bestandenen Masterprüfung verleiht
die Universität den akademischen Grad:

Master of Science

gekürzt: M.Sc.

1 Anmerkung: Soweit diese Ordnung auf natürliche Personen Bezug
nimmt, gilt sie für weibliche und männliche Personen in gleicher Wei-
se. Dienst- und Funktionsbezeichnungen werden von Frauen in der
weiblichen Sprachform geführt.
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§ 3

Strukturen von Studium und Prüfungen

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der
Bearbeitungszeit für die Masterarbeit vier Semester.
Das Studium ist in Module und Einzelveranstaltungen
gegliedert.

(2) Studieninhalte und Studienorganisation sind im
Einzelnen in der Studienordnung beschrieben. 

(3) Die Masterprüfung besteht aus der Masterarbeit
und studienbegleitenden Modulprüfungen. Prüfungs-
vorleistungen werden als Studienleistungen erbracht,
für die Leistungsnachweise ausgestellt werden. 

(4) Macht ein Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis
glaubhaft, dass er wegen körperlicher Behinderung
nicht in der Lage ist, eine Prüfung oder Studienleis-
tung ganz oder teilweise in der durch diese Ordnung
vorgesehenen Form abzulegen, kann der Vorsitzende
des Masterprüfungsausschusses gestatten, gleichwer-
tige Leistungen in einer anderen Form und anderen
Fristen zu erbringen.

§ 4

Modulprüfungen

(1) Durch die Modulprüfungen soll der Studierende
nachweisen, dass er die Theorie und die Praxis des je-
weiligen Faches so beherrscht, dass er Problemstel-
lungen mit den geläufigen Mitteln des Faches erken-
nen und Wege zur Lösung der Problemstellungen fin-
den kann. Modulprüfungen werden benotet. Die Prü-
fungsform wird für die Prüfungstermine eines Semes-
ters vom Prüfer festgelegt und kann sein: 

– eine Klausurarbeit, 

– eine mündliche Prüfung oder 

– im Fall eines Projekts ein Arbeitsbericht in Verbin-
dung mit einem Kolloquium. Der Arbeitsbericht
enthält dabei eine schriftliche Darstellung von Ar-
beitsergebnissen oder einen abschließenden Be-
richt über den Verlauf, Untersuchungen und Er-
gebnisse des Projekts. Die Benotung der Arbeit er-
folgt nach dem Kolloquium. 

(2) Die Klausurarbeit wird vom Prüfer bewertet. Die
Dauer der Klausurarbeit wird in Abhängigkeit von der
Dauer der Vorlesungen in den Modulen wie folgt fest-
gelegt (SWS = Semesterwochenstunden):

– bei Vorlesungen mit
bis zu 3 SWS: 90 - 150 Minuten

– bei Vorlesungen mit
4 bis 5 SWS: 150 - 210 Minuten

– bei Vorlesungen mit
mehr als 5 SWS: 210 - 240 Minuten

(3) Die mündliche Prüfung findet vor zwei Prüfern
(Kollegialprüfung) oder vor einem Prüfer und einem
Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprüfung
statt. Hierbei wird jeder Studierende in einem Prü-
fungsfach grundsätzlich nur von einem Prüfer geprüft.
Bei zwei Prüfern wird von beiden Prüfern eine Note
festgesetzt; die Gesamtnote ist der Mittelwert beider
Noten. Ist ein Beisitzer an der Prüfung beteiligt, hört
der Prüfer den Beisitzer vor Festsetzung der Note.

Die Dauer der Prüfung beträgt bei Einzelprüfungen
mindestens 20 Minuten, maximal 40 Minuten. Bei
Gruppenprüfungen ist die Dauer angemessen zu ver-
längern. 

Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung und die
Bewertung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das
Protokoll ist von beiden Prüfern bzw. dem Prüfer und
dem Beisitzer zu unterschreiben. Die Bewertung ist
dem Studierenden jeweils im Anschluss an die Prü-
fung bekannt zu geben.

(4) Prüfungsleistungen werden in dem Semester, in
dem die ihnen zugrunde liegenden Lehrveranstaltun-
gen abgeschlossen werden, einschließlich der folgen-
den veranstaltungsfreien Zeit erstmalig erbracht und
bewertet, wenn die Studierenden sich zur Prüfung an-
gemeldet haben. 

Die Anmeldung zu den Prüfungen erfolgt spätes-
tens vier Wochen nach Beginn der ersten Veranstal-
tung, auf die sich die Prüfung bezieht.

§ 5

Studienleistungen

(1) In einer Studienleistung soll der Studierende
nachweisen, dass er die in einer Lehrveranstaltung
vermittelten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten
im wesentlichen Umfang erworben hat. Studienleis-
tungen werden nur mit „bestanden“ oder „nicht be-
standen“ bewertet. Es sind folgende Formen der Stu-
dienleistung möglich:

– Referat: Schriftliche und in angemessenem Um-
fang erfolgreiche Auseinandersetzung mit einem
Thema aus einer Lehrveranstaltung mit mündli-
cher Präsentation und anschließender Diskussion,

– Übung: Regelmäßige und im angemessenen Um-
fang erfolgreiche Bearbeitung der Übungsaufga-
ben zur Lehrveranstaltung und/oder erfolgreiche
Bearbeitung von entsprechenden Übungsaufga-
ben unter Klausurbedingungen,

– Experimentelle Arbeit: Konzipierung und Durch-
führung von Versuchen einschließlich der Darstel-
lung von Grundlagen und Methoden, Auswertun-
gen und Ergebnissen,

– mündliche Rücksprache: Gespräch über die Inhal-
te der Lehrveranstaltung.

(2) Art und geforderter Umfang von Studienleistun-
gen werden zu Beginn der Veranstaltung vom Veran-
stalter bekannt gegeben.

§ 6

Bewertung von Prüfungsleistungen

(1) Für Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu
verwenden: 

1,0 ausgezeichnet (excellent)

1,3 sehr gut (very good)

1,7 - 2,0 - 2,3 gut (good)

2,7 - 3,0 - 3,3 befriedigend (satisfactory)

3,7 - 4,0 ausreichend (sufficient)

5,0 nicht ausreichend (fail)



Für die Bildung der Gesamtnote des Studiums wer-
den die in den einzelnen Prüfungen erworbenen No-
ten mit den Kreditpunkten der dazugehörigen Veran-
staltungen multipliziert und die addierten Ergebnisse
anschließend durch die Summe der Kreditpunkte divi-
diert. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen wer-
den ohne Rundung gestrichen.

(2) Notendurchschnitte werden nach deutschem
und dem European-Credit-Transfer-System (ECTS) in
folgender Weise ausgewiesen:

§ 7

Wiederholung von Prüfungen

(1) Prüfungen, die nicht bestanden sind oder als
„nicht bestanden“ gelten, können einmal wiederholt
werden. Diese Wiederholungsprüfung muss spätes-
tens 3 Monate nach der ersten Prüfung abgelegt wer-
den. Wird innerhalb dieser Zeit kein Termin angebo-
ten, so ist die Prüfung zum nächstmöglichen Termin
abzulegen. Wird diese Prüfung innerhalb dieser Frist
nicht abgelegt, so gilt sie als „endgültig nicht bestan-
den“, es sei denn, der Kandidat hat das Versäumnis
nicht zu vertreten. 

(2) Ausnahmsweise kann vom Masterprüfungsaus-
schuss auf schriftlichen Antrag des Studierenden eine
zweite Wiederholung einer Prüfung genehmigt wer-
den. Der Antrag muss innerhalb von vier Wochen nach
der Benotung der ersten Wiederholungsprüfung ge-
stellt werden. Der Masterprüfungsausschuss setzt eine
Frist von nicht länger als drei Monaten, innerhalb der
die Prüfung zu wiederholen ist. Die Frist kann auf be-
gründeten Antrag um weitere drei Monate verlängert
werden. 

(3) Wird die zweite Wiederholung innerhalb dieser
Fristen nicht abgelegt, so gilt sie als „endgültig nicht
bestanden“, es sei denn, der Kandidat hat das Ver-
säumnis nicht zu vertreten. Die zweite Wiederholung
einer Prüfung ist stets als mündliche Prüfung durchzu-
führen. Hierzu ist ein zweiter Prüfer hinzuzuziehen,
der Professor im Studiengang Elektrotechnik und In-
formationstechnik der Universität Bremen ist. 

(4) Bei einer Wiederholungsprüfung ist im Falle ei-
ner mündlichen Prüfung ein prüfungsberechtigter
Beisitzer hinzuzuziehen. Wird eine Wiederholungs-
prüfung als Klausur durchgeführt und führt diese
Klausur zum Ergebnis „nicht bestanden“, so ist diese
Prüfung um eine mündliche Prüfung zu ergänzen.
Hierfür ist ein prüfungsberechtigter Beisitzer hinzuzu-
ziehen. Das Ergebnis der mündlichen Prüfung kann
höchstens zum Gesamtergebnis „ausreichend“
führen.

(5) Die Masterarbeit kann einmal wiederholt wer-
den. Eine Rückgabe des Themas gemäß § 14 Abs. 5 ist
nur dann möglich, wenn bei der Anfertigung der er-
sten Arbeit von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch ge-
macht wurde.

§ 8

Masterprüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und für die
Bearbeitung der durch diese Prüfungsordnung zuge-
wiesenen Aufgaben ist vom Fachbereichsrat ein Mas-
terprüfungsausschuss zu wählen. Ihm gehören drei
Professoren, ein Student und ein akademischer Mitar-
beiter an; für jedes Mitglied wird ein Vertreter ge-
wählt. Die Mitglieder müssen dem Fach Elektrotech-
nik/Informationstechnik zugehören. Die Amtszeit der
Professoren und des Mitarbeiters beträgt zwei Jahre,
die des Studenten ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Der Masterprüfungsausschuss wählt jeweils für
die Dauer seiner Amtsperiode einen Vorsitzenden und
einen stellvertretenden Vorsitzenden mit einfacher
Mehrheit. Diese müssen Professoren sein.

(3) Der Masterprüfungsausschuss entscheidet in al-
len Prüfungsangelegenheiten, soweit sich aus dieser
Prüfungsordnung nichts anderes ergibt und achtet
darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung
eingehalten werden. Die Aufgaben des Masterprü-
fungsausschusses sind insbesondere

1. Vorschläge für die Zulassung zum Studium,

2. Bestellung von Prüfern und Beisitzern,

3. Anerkennung von Studien- und Prüfungsleis-
tungen,

4. Zulassung zur Masterarbeit,

5. Feststellung der Note der Masterarbeit,

6. Feststellung des Ergebnisses der Masterprü-
fung.

(4) Der Masterprüfungsausschuss ist beschluss-
fähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter
die Mehrheit der dem Masterprüfungsausschuss an-
gehörenden Professoren, unter ihnen das Mitglied,
das den Vorsitz führt oder dessen Stellvertretung, an-
wesend sind. 

(5) Der Masterprüfungsausschuss kann in dieser
Prüfungsordnung festgelegte Aufgaben dem Vorsit-
zenden bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden
übertragen. Die Mitglieder des Masterprüfungsaus-
schusses werden in regelmäßigen Abständen über die
getroffenen Entscheidungen informiert. Gegen Ent-
scheidungen des Vorsitzenden oder des stellvertreten-
den Vorsitzenden kann der Betroffene den Masterprü-
fungsausschuss zur Entscheidung anrufen.

(6) Die Mitglieder des Masterprüfungsausschusses
haben das Recht, der Abnahme der Prüfungen beizu-
wohnen, einschließlich der Beratungen über die Be-
wertung.

(7) Die Mitglieder des Masterprüfungsausschusses
sowie die Prüfer und Beisitzer unterliegen der Amts-
verschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.
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§ 9

Prüfer und Beisitzer

(1) Als Prüfer dürfen nur Professoren und andere
prüfungsberechtigte Personen gemäß § 62 (3) BremHG
bestellt werden, die, sofern nicht zwingende Gründe
eine Abweichung erfordern, in dem Fachgebiet auf
das sich die Prüfung bezieht, eine eigenverantwortli-
che, selbstständige Lehrtätigkeit ausgeübt haben. In
der Regel ist der Anbieter der entsprechenden Lehr-
veranstaltung zum Prüfer zu bestellen. Zum Beisitzer
darf nur bestellt werden, wer eine Diplomprüfung
oder Masterprüfung oder eine vergleichbare Prüfung
an Universitäten und diesen gleichgestellten Hoch-
schulen in dem Fachgebiet abgelegt hat, auf das sich
die Prüfung bezieht. 

(2) Der Studierende kann für die Masterarbeit Prü-
fer vorschlagen. Die Vorschläge des Studierenden sol-
len nach Möglichkeit berücksichtigt werden. 

§ 10

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn der Studierende zu ei-
nem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht er-
scheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung ohne
triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe
gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der in
§ 4 Abs. 4 und § 7 Abs. 1 vorgegebenen Frist erstmalig
erbracht wurde oder die Masterarbeit nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit vorgelegt wird.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-
tend gemachten Gründe müssen dem Masterprü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des
Studierenden ist unverzüglich ein ärztliches Attest
vorzulegen. Handelt es sich bei den versäumten Prü-
fungsleistungen um eine mündliche Ergänzungsprü-
fung zu einer Klausur gemäß § 7 Abs. 4, so soll für die
noch ausstehende Prüfung von dem zuständigen
Fachprüfer zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätes-
tens jedoch drei Monate nach dem versäumten Ter-
min, ein Sondertermin festgesetzt werden.

(3) Versucht ein Studierender das Ergebnis seiner
Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so gilt
die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Ein Studierender, der sich eines
Verstoßes gegen die Ordnung der Prüfung schuldig
gemacht hat, kann von dem jeweiligen Aufsicht-
führenden von der Fortsetzung der betreffenden Prü-
fungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem Fall
gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht
ausreichend“ bewertet. Ein Studierender, der von ei-
ner Entscheidung nach Satz 1 und 2 dieses Absatzes
betroffen ist, kann innerhalb von zwei Wochen eine
Überprüfung der Entscheidung durch den Masterprü-
fungsausschuss schriftlich beantragen. Belastende
Entscheidungen sind in diesem Fall dem Studierenden
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen
und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

II.
Masterprüfung

§ 11

Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Auf Antrag können einschlägige Studienzeiten
an anderen wissenschaftlichen Hochschulen und da-
bei erbrachte Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen angerechnet werden.

(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen sowie
dabei erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen
werden angerechnet, soweit ein fachlich gleichwerti-
ges Studium nachgewiesen wird. Studienzeiten an
nicht wissenschaftlichen Hochschulen sowie dabei er-
brachte Studien- und Prüfungsleistungen werden an-
gerechnet, soweit ein gleichwertiges Studium nachge-
wiesen wird. Für die Gleichwertigkeit von Studienzei-
ten und Studienleistungen an ausländischen Hoch-
schulen sind die von der ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder und der Hochschulrektoren-
konferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen
maßgebend.

(3) Einzelne Prüfungsleistungen in anderen Studi-
engängen oder an anderen Hochschulen werden an-
gerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen
wird. Dies gilt nicht für die Masterarbeit. Anstelle der
Prüfung können in begründeten Ausnahmefällen an-
dere Prüfungsleistungen angerechnet werden, soweit
die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. Absatz 2
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) In staatlich anerkannten Fernstudien erbrachte
Leistungsnachweise werden, soweit sie gleichwertig
sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen sowie auf
die Studienzeit angerechnet.

§ 12

Studienprogramm, Prüfungen und Studienleistungen

(1) Die Module, Veranstaltungen und erforderli-
chen Prüfungen und Studienleistungen sind in An-
hang A aufgelistet; die jeweils angebotenen Wahl-
pflichtfächer (Elective Courses) werden im Rahmen
der Veranstaltungsplanung für jeden Zulassungsjahr-
gang festgelegt. Näheres zu den Wahlpflichtfächern
regelt die Studienordnung. 

(2) Ein Modul ist bestanden, wenn die zugehörige
Modulprüfung und/oder die zugehörige Studienleis-
tung bestanden ist bzw. sind. 

§ 13

Zulassung zur Masterarbeit

(1) Die Zulassung zur Masterarbeit kann der Stu-
dent nach Bestehen der Modulprüfungen und Nach-
weise über die Studienleistungen zu den Modulen
und Lehrveranstaltungen des 1. bis 3. Semesters
gemäß § 12 beantragen. Die Prüfungen und Studien-
leistungen zu maximal drei Modulen können auch
nach der Zulassung zur Masterarbeit abgelegt wer-
den, jedoch nicht nach dem Vortrag über die Master-
arbeit gemäß § 15 Abs. 2. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. die Nachweise über die bestandenen Prüfungen
und Leistungsnachweise zu den Modulen,



2. die Themenstellung und der Name des Betreu-
ers der Masterarbeit,

3. eine eidesstattliche Erklärung darüber, dass an
keiner anderen Hochschule eine elektrotechni-
sche Masterarbeit oder Diplomarbeit des Kandi-
daten oder der Kandidatin mit „nicht ausrei-
chend“ bewertet wurde und dass keine elektro-
technische Master- oder Diplomprüfung wegen
nicht ausreichender Ergebnisse gescheitert ist.

§ 14

Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit, die die
wissenschaftliche Ausbildung abschließt. Sie soll zei-
gen, dass der Studierende in der Lage ist, eine Pro-
blemstellung der Kommunikations- und Informations-
technik innerhalb einer vorgegebenen Frist nach wis-
senschaftlichen Methoden selbständig zu bearbeiten.
Die Sprache der Masterarbeit ist Deutsch oder Eng-
lisch.

(2) Für die Masterarbeit werden zwei Prüfer vom
Masterprüfungsausschuss bestellt. Einer der Prüfer ist
Betreuer der Masterarbeit. Das Thema der Masterar-
beit wird vom Betreuer im Einvernehmen mit dem
Studierenden festgelegt und vom Masterprüfungsaus-
schuss genehmigt. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist ak-
tenkundig zu machen. 

(3) Kann ein Student keinen Betreuer für eine Mas-
terarbeit finden, so muss der Vorsitzende des Master-
prüfungsausschuss einen Betreuer beauftragen.

(4) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Grup-
penarbeit für zwei Studierende zugelassen werden,
wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag
des einzelnen Studierenden auf Grund objektiver Kri-
terien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen,
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist. Jeder Stu-
dierende hat eine eigene schriftliche Ausarbeitung
vorzulegen. Dabei müssen die Anforderungen nach
Absatz 1 erfüllt sein.

(5) Die Zeit von der Ausgabe bis zur Ablieferung
der Masterarbeit beträgt 6 Monate. Das Thema kann
nur einmal und nur innerhalb von 8 Wochen nach
Ausgabe zurückgegeben werden. Im Einzelfall und
auf begründeten Antrag des Studierenden kann der
Masterprüfungsausschuss die Bearbeitungszeit um
maximal 3 Monate verlängern. 

§ 15

Abgabe und Bewertung der Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist fristgerecht beim Master-
prüfungsausschuss abzugeben. Die Abgabe ist akten-
kundig zu machen. Bei der Abgabe hat der Studieren-
de schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit selbst-
ständig verfasst und keine anderen als die angegebe-
nen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(2) Verlauf und Ergebnisse der Masterarbeit sind
den Prüfern in Form eines etwa halbstündigen öffent-
lichen Vortrags zu präsentieren. Dieser Vortrag wird
von den Prüfern bei der Benotung berücksichtigt.
Wenn der Vortrag gehalten ist und die Arbeit abgege-
ben ist, dann wird die Arbeit innerhalb von 2 Wochen
von beiden Prüfern begutachtet und benotet. Die Note
wird als Durchschnitt der Einzelnoten festgesetzt.
Weichen die beiden Einzelnoten um mehr als eine No-

te voneinander ab, wird vom Masterprüfungsaus-
schuss ein weiterer Prüfer bestellt, der die Masterar-
beit ebenfalls begutachtet und benotet. In diesem Fall
wird die Note als Durchschnitt der der drei Einzelno-
ten festgesetzt.

§ 16

Gesamtnote, Zeugnis

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn alle
nach § 12 festgelegten Prüfungen und Leistungsnach-
weise sowie die Masterarbeit mit mindestens ausrei-
chend bewertet wurden. 

(2) Für die Bildung der Gesamtnote des Studiums
werden die Noten der Prüfungen und der Masterar-
beit mit den Kreditpunkten der dazugehörigen Studi-
enleistungen multipliziert und die addierten Ergebnis-
se anschließend durch die Summe der Kreditpunkte
aller Studienleistungen dividiert. Für die Ausweisung
des Notendurchschnitts gilt § 6 Abs. 2.

(3) Über die bestandene Masterprüfung wird unver-
züglich ein Zeugnis in deutscher und englischer Spra-
che ausgestellt. Es enthält den Namen des Studien-
gangs, den erworbenen Titel, alle Modulprüfungen
nach § 12 mit ihren Ergebnissen sowie die Gesamtno-
te nach Absatz 2 und das entsprechende Prädikat nach
§ 6 Abs. 2. Im Zeugnis ist auch das Thema der Master-
arbeit aufgeführt. Für alle Modulprüfungen und die
Masterarbeit sind die jeweiligen Prüfer bzw. Gutach-
ter anzugeben. Das Zeugnis trägt das Datum des Ta-
ges, an dem der Kandidat den Vortrag über die Mas-
terarbeit gehalten hat. 

(4) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird dem Kandi-
daten eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehändigt. Darin wird in deutscher und englischer
Sprache die Verleihung des akademischen Grades
„Master of Science“, abgekürzt „M.Sc.“ beurkundet.
Die Masterurkunden werden von dem Vorsitzenden
des Masterprüfungsausschusses und vom Dekan des
zuständigen Fachbereichs unterzeichnet und mit dem
Siegel der Universität versehen. Der Student erhält ein
Diploma Supplement.

(5) Bei nicht bestandener Masterprüfung wird auf
Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nach-
weise eine Bescheinigung ausgestellt, welche die er-
brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie
die zur Masterprüfung noch fehlenden Prüfungsleis-
tungen enthält und erkennen läßt, dass die Masterprü-
fung nicht bestanden ist. Der Bescheid über eine nicht
bestandene Masterprüfung ist mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen.

(6) Wenn eine Gesamtnote von 1,2 oder besser er-
reicht wurde und die Masterarbeit mit 1,0 bewertet
wurde, wird als Gesamtbewertung das Prädikat „mit
Auszeichnung“ vergeben. 

§ 17

Widerspruch

(1) Gegen Entscheidungen des Masterprüfungsaus-
schusses oder eines Prüfers kann der betroffene Stu-
dent Widerspruch einlegen. Hilft der Masterprüfungs-
ausschuss dem Widerspruch nicht ab, entscheidet der
zentrale Widerspruchsausschuss der Universität, der
vom Akademischen Senat gewählt wird.
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(2) Der Student hat das Recht, einen Prüfungsbe-
rechtigten als Sondergutachter für das Widerspruchs-
verfahren vorzuschlagen.

(3) Der Widerspruchsausschuss soll nach Vorlage
des Widerspruchs innerhalb von zwei Wochen ent-
scheiden. Vor der Entscheidung sind der Student, der
Masterprüfungsausschuss bzw. die Prüfer sowie gege-
benenfalls der vom Studenten gemäß Absatz 2 be-
nannte Sondergutachter zu hören. 

(4) Richtet sich der Widerspruch gegen eine Ent-
scheidung des Masterprüfungsausschusses, entschei-
det der zentrale Widerspruchsausschuss selbst. Wen-
det sich der Widerspruch gegen die Entscheidung ei-
nes Prüfers und gibt der Widerspruchsausschuss dem
Widerspruch statt, so ist der Masterprüfungsausschuss
verpflichtet, neue Prüfer einzusetzen. 

III.
Schlussbestimmungen

§ 18

Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in
angemessener Frist Einsicht in die Prüfungsakte ge-
währt.

§ 19

Ungültigkeit der Masterprüfung

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, so kann der Masterprüfungsaus-
schuss nachträglich die Noten für diejenigen Prü-
fungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht wur-
de, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz
oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat
hierüber täuschen wollte und wird diese Tatsache erst
nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird
dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung ge-
heilt.

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem un-
richtigen Prüfungszeugnis ist auch die Masterurkunde
einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund der Täu-
schungshandlung für „nicht bestanden“ erklärt wur-
de. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 ist
nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des
Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 20

In-Kraft-Treten

Diese Masterprüfungsordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Oktober 2004 in Kraft. Sie gilt für alle Studie-
rende, die ab Sommersemester 2005 ihr Studium auf-
nehmen. Sie ist befristet bis einschließlich 30. Septem-
ber 2005. 

Bremen, den 23. September 2004

Der Rektor der Universität Bremen
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